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Vorwort zur deutschen Ausgabe

Die Aktualität und Dringlichkeit des vorliegenden Buchs ergeben sich 
bereits aus seinem Titel. Nach drei Jahrzehnten US-geführter Kriege ist 
ein dritter, diesmal mit Atomwaffen ausgefochtener Weltkrieg eine unmit-
telbare und konkrete Gefahr. Unter der Präsidentschaft Donald Trumps 
haben sich die Kriegsvorbereitungen der USA gegen den Iran, Russland 
und China dramatisch zugespitzt. Die Covid-19-Pandemie hat diese Ent-
wicklung zusätzlich beschleunigt. Auch alle anderen imperialistischen 
Mächte, allen voran Deutschland, rüsten massiv auf und bereiten sich auf 
eine kriegerische Neuaufteilung der Welt vor. 

Das Internationale Komitee der Vierten Internationale (IKVI), in dem 
David North seit über vier Jahrzehnten eine führende Rolle spielt, hat die-
se Entwicklung vorhergesehen. Die Auflösung der Sowjetunion durch die 
stalinistische Bürokratie läutete nicht das »Ende der Geschichte« ein, 
sondern eine neue Periode von militärischen Konflikten. Wer nach den 
Katastrophen des 20. Jahrhunderts einen Rückfall in Weltkrieg und Bar-
barei verhindern will, wird in diesem Buch die notwendige Orientierung 
finden. Gestützt auf ein klares Verständnis der Kriege der vergangenen 
drei Jahrzehnte und der ihnen zugrundeliegenden sozioökonomischen 
und politischen Prozesse entwickelt es eine sozialistische Perspektive für 
den Kampf gegen Krieg.

Schon vor der offiziellen Auflösung der Sowjetunion durch die stali-
nistische Bürokratie hatten die USA im Winter 1990 / 1991 den ersten Ein-
marsch in den Irak organisiert. In einem nächsten Schritt trieben sie – mit 
der tatkräftigen Unterstützung Deutschlands – die Aufspaltung Jugosla-
wiens voran. Das Ergebnis war der blutige Bürgerkrieg auf dem Balkan, der 
1999 im NATO-Krieg gegen Serbien gipfelte. Die Anschläge vom 11. Sep-
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tember 2001 lieferten dann den Vorwand für den sogenannten »Krieg ge-
gen den Terror« und die völkerrechtswidrigen Überfälle auf Afghanistan 
und den Irak. Unter der Präsidentschaft von Barack Obama folgten das 
NATO-Bombardement Libyens und der brutale Regimewechselkrieg in 
Syrien, die weitere Hunderttausende Menschenleben gekostet haben.

Mittlerweile ist klar, dass »Krieg gegen den Terror«, »Vernichtung 
von Massenvernichtungswaffen«, »humanitäre Interventionen« und 
ähnliche Phrasen Propagandalügen waren, mit denen der US-Imperialis-
mus neokoloniale Eroberungsfeldzüge und den Griff nach der Weltherr-
schaft rechtfertigte. Die aktuelle National Defense Strategy der USA aus 
dem Jahr 2018 erklärt die fast zwei Jahrzehnte währende Konzentration 
des US-Militärs auf den »globalen Krieg gegen den Terrorismus« für 
beendet. An seine Stelle tritt die strategische Ausrichtung auf die »Kon-
kurrenz zwischen den Großmächten«. Die neue Doktrin spricht den 
eigentlichen Zweck der US-Kriegspolitik offen aus: die Verteidigung der 
Vormachtstellung des amerikanischen Imperialismus.

Die deutsche Ausgabe dieses Buchs ergänzt die 2016 unter dem Ti-
tel »A Quarter Century of War« erschienene amerikanische Ausgabe 
um das Kapitel »US-Militarismus im Zeitalter Trumps«. David North 
geht darin nicht nur auf die Provokationen und Kriegsvorbereitungen des 
US-Imperialismus gegen China, Russland und Iran ein, er zeigt auch auf, 
dass der Gangster im Weißen Haus nicht einfach wie das sprichwörtliche 
Böse in den paradiesischen Garten Eden der USA eingedrungen ist. Er ist 
vielmehr die Verkörperung einer heruntergekommenen und brutalisier-
ten herrschenden Klasse, die symptomatisch für die historische Krise des 
kapitalistischen Systems steht. Trumps Politik ist weniger ein Bruch mit, 
als die Fortführung der Politik seiner Republikanischen und Demokrati-
schen Vorgänger.

Der abschließende Text des fünften Teils, ein Beitrag zur Online-Mai-
kundgebung des IKVIs, befasst sich mit den welthistorischen Auswirkun-
gen der Covid-19-Pandemie. Der Autor bezeichnet sie als »auslösendes 
Ereignis« und vergleicht sie mit der Ermordung des österreichischen 
Thronfolgers Franz Ferdinand am Vorabend des Ersten Weltkriegs:

Das Attentat beschleunigte den historischen Prozess, aber es entfaltete 
seine Wirkung aufgrund bereits bestehender, höchst explosiver sozio-
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ökonomischer und politischer Gegebenheiten. Dasselbe gilt für die 
Pandemie.1

Die herrschende Klasse hat auf die Pandemie mit einer Verschärfung der 
sozialen Konterrevolution und der inneren und äußeren Aufrüstung re-
agiert, die sie schon während der vergangenen drei Jahrzehnte verfolgte. 
Unter dem Deckmantel sogenannter »Corona-Rettungspakete« hat sie 
die größte Umverteilung von unten nach oben in der Geschichte orga-
nisiert. Quasi über Nacht wurden Billionen auf die Konten der Banken, 
Großkonzerne und Superreichen transferiert, die nun wieder aus der Ar-
beiterklasse herausgepresst werden. Das ist der Grund für die rücksichtslo-
se »Zurück an die Arbeit«-Offensive und die tödliche Strategie der Her-
denimmunität, die weltweit bereits zu über einer Million Corona-Toten 
geführt hat, davon mehr als 200 000 in den USA. 

Auf die wachsende Opposition gegen die tödliche Öffnungspolitik, 
die soziale Ungleichheit und den Militarismus reagiert die herrschende 
Klasse wie in den 1930er Jahren auf der ganzen Welt mit einer Hinwen-
dung zu Autoritarismus und Faschismus. Anders als damals Hitler verfügt 
sie über keine faschistische Massenbewegung, aber sie versucht systema-
tisch, eine solche aufzubauen. Am deutlichsten zeigt sich das in den USA. 
Trump mobilisiert gezielt faschistische Milizen und droht im Fall seiner 
Wahlniederlage mit einem Staatsstreich. 

Seine historisch-marxistische Herangehensweise macht die Stärke die-
ses Buchs aus. Es fasst»die Ereignisse nicht als Abfolge isolierter Vorfälle, 
sondern als Entfaltung eines umfassenderen historischen Prozesses auf«, 
wie der Autor im Vorwort schreibt:

Die Kriege, die im letzten Vierteljahrhundert von den USA angezet-
telt wurden, müssen als Kette zusammenhängender Ereignisse aufge-
fasst werden. Die strategische Logik des Weltmachtstrebens der USA 
geht über neokoloniale Operationen im Nahen Osten und Afrika 
hinaus. Die laufenden regionalen Kriege sind zusammengehörige Ele-

1 Siehe »Die Covid-19-Pandemie: Auslöser welthistorischer Veränderungen« in diesem 
Buch, S. 697.
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mente einer rasch eskalierenden Konfrontation der USA mit Russland 
und China.2

Die in diesem Buch gesammelten Analysen, Kommentare, Erklärungen 
und Vorträge sind nicht vom Standpunkt des passiven Beobachters ge-
schrieben. Sie sind das Ergebnis des aktiven Kampfs der trotzkistischen 
Bewegung gegen Imperialismus und Krieg während der letzten drei Jahr-
zehnte. Vor allem der Beitrag »Der Marxismus und die Wissenschaft der 
politischen Perspektive« erklärt und entwickelt die marxistische Metho-
de, die diesem Buch zugrunde liegt und auf die sich alle großen Marxisten 
des 20. Jahrhunderts – allen voran Lenin und Trotzki – in ihrem Kampf 
gegen Kapitalismus und Krieg gestützt haben. Der Autor betont, dass die 
Tätigkeit der revolutionären Partei nicht einfach vom subjektiven Willen, 
sondern »von einer korrekten Einschätzung der grundlegenden sozioöko-
nomischen Entwicklungstendenzen im Weltmaßstab« ausgehen muss. 

Die politische Perspektive unserer Partei geht nicht von subjektiv mo-
tivierten Hoffnungen und Wünschen aus. Marxisten stellen sich die 
Revolution weder als Strafe für die Übeltaten der Kapitalisten noch 
als Belohnung für ihre eigenen, selbstlosen Bemühungen zur Über-
windung der Armut vor. Die Perspektiven der revolutionären Partei 
müssen aus einer Analyse der realen, objektiven Widersprüche der ka-
pitalistischen Produktionsweise abgeleitet werden.3

Auf dieser Grundlage war das IKVI die einzige Tendenz, die vor 30 Jah-
ren eine korrekte Einschätzung des damaligen politischen Umbruchs hat-
te. Besonders beeindruckend ist in dieser Hinsicht das Manifest »Gegen 
imperialistischen Krieg und Kolonialismus!«, das am 1. Mai 1991 – und 
damit nur wenige Monate vor der offiziellen Auflösung der Sowjetunion – 
erschien. Es betont, dass der Zusammenbruch der stalinistischen Regime 
»nicht das Scheitern des Marxismus, sondern seine größte Bestätigung« 
bedeute. Die Kollaboration des Kreml beim Überfall auf den Irak sei der 

2 Siehe »Vorwort« in diesem Buch, S. 33.
3 Siehe »Der Marxismus und die Wissenschaft der politischen Perspektive« in diesem 

Buch, S. 413.
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»historische Höhepunkt der konterrevolutionären Rolle, die der Stalinis-
mus seit mehr als einem halben Jahrhundert in der Sowjetunion und inter-
national spielt«.

Das Manifest fasst zusammen, wie sich die Sowjetbürokratie, ausge-
hend von Stalins reaktionärer Theorie vom »Sozialismus in einem Land«, 
immer offener in eine Agentur des Imperialismus verwandelte, die der 
Arbeiterklasse zunächst – wie in Deutschland 1933 – fatale Niederlagen 
beibrachte und dann in den Moskauer Prozessen zu offenem Terror gegen 
sie überging und ihre sozialistische Vorhut sowie nahezu die gesamte mar-
xistische Intelligenz liquidierte. Nach dem Zweiten Weltkrieg setzte der 
Kreml unter dem Deckmantel der »friedlichen Koexistenz« und später 
von Gorbatschows Perestroika und Glasnost seinen konterrevolutionären 
Kurs fort und führte schließlich den Kapitalismus wieder ein. Damit be-
stätigte sich die Warnung, die Trotzki bereits Mitte der 1930er Jahre ge-
äußert hatte, dass die Arbeiterklasse entweder die stalinistische Bürokratie 
stürzen oder diese die Sowjetunion zerstören werde. 

Das Manifest nahm die Entwicklungen der letzten drei Jahrzehnte 
vorweg. Es sagt voraus, dass die Einführung der »Marktwirtschaft« nicht 
nur einen dramatischen Niedergang des sozialen und kulturellen Niveaus 
zur Folge haben, sondern auch zur Ausbeutung und Zerstückelung des rie-
sigen Landes durch den Imperialismus führen werde.

Gestützt auf die Komplizenschaft des Kreml fordert der Imperialismus 
immer dreister das Recht, die Kontrolle über weite Gebiete der UdSSR 
zu übernehmen. Die Imperialisten können unmöglich die wirtschaft-
liche Bedeutung der Rohstoffe, der gewaltigen Produktionsmöglich-
keiten und der riesigen Märkte der Sowjetunion ignorieren. Die Zu-
kunft der UdSSR spielt, ebenso wie die Osteuropas, schon jetzt eine 
wachsende Rolle in den Kalkulationen und Rivalitäten der imperialis-
tischen Mächte.4

Bereits damals brach der historische Konflikt zwischen Deutschland und 
den USA wieder auf, die sich im vergangenen Jahrhundert in zwei Welt-
kriegen gegenübergestanden hatten.

4 Siehe »Gegen imperialistischen Krieg und Kolonialismus!« in diesem Buch, S. 150.
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Die europäischen … Imperialisten haben nicht die Absicht, ihr Schick-
sal in den Händen der Vereinigten Staaten zu belassen. Nach dem 
Krieg [gegen den Irak] begannen die Europäer, ihre eigene »schnelle 
Eingreiftruppe« aufzubauen, und zwar unabhängig von der NATO-
Struktur, in der die Vereinigten Staaten nach wie vor die führende 
Rolle spielen. Die deutsche herrschende Klasse machte klar, dass sie im 
21. Jahrhundert ihre Weltposition nicht länger von ihrer militärischen 
Niederlage in der Mitte des 20. Jahrhunderts bestimmen lassen will.5

30 Jahre nach der Wiedervereinigung auf kapitalistischer Grundlage ist die 
Propaganda von einem neuen, demokratischen und friedlichen Deutsch-
land verflogen. Vor dem Hintergrund der tiefsten wirtschaftlichen und 
sozialen Krise seit den 1930er Jahren und wachsenden Spannungen zwi-
schen den Großmächten setzt die herrschende Klasse wie am Vorabend 
des Ersten und Zweiten Weltkriegs wieder offen auf Militarismus und 
Krieg. Mit der AfD hat sie eine faschistische Partei aufgebaut, um ihre 
reaktionäre Politik gegen den wachsenden Widerstand der Bevölkerung 
durchzusetzen.

Die Pläne der Großen Koalition, Europa zur außenpolitischen Mili-
tär- und Großmacht zu entwickeln, erinnern an die Hybris der Nazis. Im 
September veröffentlichte das Auswärtige Amt offizielle »Leitlinien zum 
Indo-Pazifik«, in denen es heißt: »Der Himalaya und die Straße von Ma-
lakka mögen weit entfernt scheinen. Aber unser Wohlstand und unser geo-
politischer Einfluss in den kommenden Jahrzehnten beruhen gerade auch 
darauf, wie wir mit den Staaten des Indo-Pazifiks zusammenarbeiten.« 
Als global agierende Handelsnation dürfe Deutschland sich dort auch in 
militärischer Hinsicht »nicht mit einer Zuschauerrolle begnügen«.

Die deutschen Weltmachtpläne, die sich nicht nur gegen Russland und 
China, sondern auch zunehmend gegen die USA richten, werden von allen 
Bundestagsparteien unterstützt – auch von den nominell linken. »Die EU 
muss weltpolitikfähig werden«, heißt es im neuen Grundsatzprogramm-
entwurf der Grünen. Auch die Linkspartei agitiert für eine deutsch-euro-
päische Großmachtpolitik. »Die USA werden sich dann daran gewöhnen 
müssen, dass die kleineren bis mittelgroßen Staaten in Europa durch die 

5 Ebd., S. 141.
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EU ein weltpolitischer Faktor werden«, erklärte ihr außenpolitischer 
Sprecher Gregor Gysi. »Das Neue an der künftigen Weltordnung« sei: 
»Europa wird selbständiger agieren. Und Washington wird das akzeptie-
ren müssen.«

Ein wichtiger Bestandteil des Buchs sind die scharfen Polemiken gegen 
kleinbürgerliche Akademiker, Politiker und Organisationen, die sich einst 
an antiimperialistischen Protesten beteiligt hatten und heute eine füh-
rende Rolle in der Kriegspolitik spielen. Der Text »Nach dem Blutbad: 
Politische Lehren aus dem Balkankrieg«erklärt den sozialen Hintergrund 
dieser Entwicklung: 

Seit dem Börsenboom, der Anfang der 1980er Jahre einsetzte, haben 
sich die gesellschaftlichen Strukturen und Klassenbeziehungen in den 
kapitalistischen Ländern stark verändert. Ständig steigende Aktien-
kurse und insbesondere deren Explosion seit 1995 haben einem be-
deutenden Teil der Mittelschicht, vor allem im akademischen Milieu, 
einen Reichtum beschert, den sie sich zu Beginn ihrer Karriere nie 
hätten träumen lassen.6

Gemeint sind Figuren wie Joschka Fischer. Der einstige anarchistische 
Straßenkämpfer führte Deutschland 1998 als grüner Außenminister in 
den ersten Kriegseinsatz seit dem Ende des Zweiten Weltkriegs. Heute 
ist er – wie so viele andere ehemalige Pazifisten, Stalinisten und »linke« 
Sozialdemokraten – Multimillionär und lebt in einer Villa im Berliner 
Nobelviertel Dahlem. Er verdingt sich als Lobbyist an Großkonzerne und 
kassiert Redeentgelte im höheren fünfstelligen Bereich. Die wohlhaben-
den Mittelschichten, die die soziale Basis der Grünen bilden, reagieren 
auf die extreme soziale Polarisierung und die eskalierenden Konflikte zwi-
schen den imperialistischen Mächten mit einem scharfen Rechtsruck und 
bilden die neue soziale Stütze für Militarismus und Diktatur.

North setzt sich auch ausführlich mit den antimarxistischen Theorien 
auseinander, auf die sich die Grünen und zahlreiche pseudolinke Tenden-
zen – wie die Linkspartei, Syriza in Griechenland und Podemos in Spa-

6 Siehe »Nach dem Blutbad: Politische Lehren aus dem Balkankrieg« in diesem Buch, 
S. 262.
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nien – berufen, die eine wichtige Stütze des Imperialismus bilden. Der 
Vortrag »Philosophie und Politik in Zeiten von Krieg und Revolution«, 
den David North am 22. Oktober 2016 an der Frankfurter Goethe-Uni-
versität gehalten hat, ist eine vernichtende Kritik der Theorien der Frank-
furter Schule und der Postmoderne vom Standpunkt des Marxismus. Die 
Verteidigung des historischen Materialismus gegen alle Spielarten des sub-
jektiven Idealismus und Irrationalismus hat das IKVI in die Lage versetzt, 
die politische Lage so präzise zu verstehen und vorauszusehen, wie es in 
diesem Buch zum Ausdruck kommt.

Die wichtigste Veränderung im Zeitalter Trumps ist die internationale 
Rückkehr des Klassenkampfs. 2019 kam es in zahlreichen Ländern zu Mas-
senprotesten und Streiks – von Mexiko, Puerto Rico, Ecuador, Kolum-
bien, Chile, über Frankreich, Spanien, Algerien und Großbritannien bis 
zum Libanon, Irak, Iran, Sudan, Kenia, Südafrika, Indien und Hongkong 
gingen die Menschen auf die Straße. In den USA gab es den ersten natio-
nalen Streik der Autoarbeiter seit mehr als vierzig Jahren. 2020 fanden als 
Reaktion auf eine Welle von Polizeimorden die größten Massenproteste 
in der amerikanischen Geschichte statt. Sie kamen mit Streiks und Pro-
testen von Arbeitern, Studenten und Schülern zusammen, die sich gegen 
die mörderische Kampagne der herrschenden Klasse zur Rückkehr in die 
Fabriken, Universitäten und Schulen zur Wehr setzen.

Das bedeutendste Merkmal dieser Kämpfe ist ihr internationaler Cha-
rakter. Sie entwickeln sich zunehmend außerhalb und im Konflikt mit den 
Parteien und Gewerkschaften, die einst vorgaben, die Arbeiter zu vertre-
ten.

Auf diese mächtige revolutionäre Kraft muss sich der Kampf gegen 
Krieg stützen. Mehrere Beiträge im fünften Teil konzentrieren sich auf 
diese Frage und entwickeln die politischen, theoretischen und histori-
schen Grundlagen, die eine internationale Bewegung der Arbeiterklasse 
gegen Krieg anleiten müssen. Sie weisen nach, dass eine solche Bewegung 
gegen Krieg antikapitalistisch und sozialistisch sein muss, weil man nicht 
ernsthaft gegen Krieg kämpfen kann, ohne seine Ursache zu beseitigen 
und dem kapitalistischen Wirtschaftssystem und der Diktatur des Finanz-
kapitals ein Ende zu setzen.

Den Anhang der deutschen Ausgabe bildet die Erklärung »Sozialis-
mus und der Kampf gegen Krieg«, die das Internationale Komitee der 
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Vierten Internationale am 27. Februar 2016 veröffentlicht hat. Das IKVI 
und seine Sektionen – in Deutschland die Sozialistische Gleichheitspar-
tei – kämpfen dafür, die internationale Arbeiterklasse mit einem sozialis-
tischen Programm zu bewaffnen. Die Gefahr eines vernichtenden dritten 
Weltkriegs kann nur durch eine unabhängige Massenbewegung gegen das 
kapitalistische System und den weltweiten Kampf für Arbeiterregierun-
gen gestoppt werden. Sie muss sich auf die historischen Prinzipien und 
Perspektiven der marxistischen Bewegung stützen, die in diesem Buch ver-
teidigt und entwickelt werden.

Johannes Stern
25. September 2020
Berlin

Anmerkung zur deutschen Ausgabe: 
Die Zitate aus englischsprachigen Quellen wurden, sofern nichts anderes angegeben ist, für 
diese Ausgabe von der Übersetzerin ins Deutsche übertragen.
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Während der Krise wird sich die Hegemonie der Vereinigten Staaten 
noch viel vollständiger, offener, schärfer und rücksichtsloser auswirken 
als während der Aufstiegsperiode.

Leo Trotzki, 1928

Der US-Kapitalismus steht vor denselben Aufgaben, die Deutschland 
1914 zum Krieg getrieben haben. Die Welt ist bereits aufgeteilt? Dann 
muss man sie eben neu aufteilen! Deutschland ging es darum, Europa 
zu »organisieren«. Den Vereinigten Staaten fällt es zu, die ganze Welt 
zu »organisieren«. Die Geschichte treibt die Menschheit einem Vul-
kanausbruch des amerikanischen Imperialismus entgegen.

Leo Trotzki, 1934

Anhand der hier veröffentlichten politischen Berichte, Vorträge, Erklä-
rungen, Artikel und Polemiken kann der Leser nachvollziehen, wie das 
Internationale Komitee der Vierten Internationale (IKVI) auf die Kriege 
reagiert hat, die von den USA seit 1990 – 1991 angezettelt wurden und das 
letzte Vierteljahrhundert geprägt haben. Obwohl diese Analysen unmit-
telbar im Augenblick des Geschehens entstanden, hatten sie Bestand. Nun 
erhebt das Internationale Komitee keinen Anspruch auf hellseherische Fä-
higkeiten. Aber es geht von einem marxistischen Verständnis der Wider-
sprüche des amerikanischen und Weltimperialismus aus. Die marxistische 
Methode der Analyse fasst die Ereignisse nicht als Abfolge isolierter Vor-
fälle, sondern als Entfaltung eines umfassenderen historischen Prozesses 
auf. Dieser historische Ansatz schützt vor einer impressionistischen Re-
aktion auf aktuelle politische Entwicklungen. Er berücksichtigt, dass die 
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wesentliche Ursache eines Ereignisses selten im Moment des Geschehens 
an die Oberfläche tritt.

In der bürgerlichen Presse wird oftmals eine impressionistische Be-
schreibung mit der tieferen Ursache eines Ereignisses gleichgesetzt und 
als Analyse ausgegeben. Auf diese Weise erscheinen die Kriege der USA 
als notwendige Reaktion auf die eine oder andere Personifizierung des 
Bösen, sei es Saddam Hussein im Irak, der »Warlord« Farah Aidid in 
Somalia, Slobodan Milošević in Serbien, Osama bin Laden von al-Qai-
da, Mullah Omar in Afghanistan, Muammar Gaddafi in Libyen oder 
neuerdings Baschar al-Assad in Syrien, Kim Jong Un in Korea und Wla-
dimir Putin in Russland. Die Namensliste der USA ist unbegrenzt und 
wird ständig um neue, der Vernichtung anheimfallende Ungeheuer er-
gänzt.

Dieses Buch dokumentiert die Ergebnisse einer ganz anderen, wesent-
lich fundierteren Betrachtung der Außenpolitik der USA.

Erstens – und das ist grundlegend – interpretierte das Internationale 
Komitee den Zusammenbruch der stalinistischen Regime in Osteuropa 
1989 – 1990 und die Auflösung der Sowjetunion 1991 als Existenzkrise des 
gesamten globalen Nationalstaatensystems, das aus der Asche des Zwei-
ten Weltkriegs emporgestiegen war. Zweitens sah das IKVI voraus, dass 
der Zusammenbruch des Nachkriegsgleichgewichts binnen Kurzem zum 
Wiederaufleben des imperialistischen Militarismus führen werde. Bereits 
im August 1990 – also vor 26 Jahren – erkannte das IKVI die langfristigen 
Implikationen des Irakkriegs der Bush-Administration:

Sie kennzeichnet den Beginn einer abermaligen imperialistischen Neuauf-
teilung der Welt. Mit der Nachkriegszeit endet auch das postkoloniale 
Zeitalter. Mit dem »Scheitern des Sozialismus« verkündet die impe-
rialistische Bourgeoisie – in Taten, wenn auch noch nicht in Worten – 
auch das Scheitern der nationalen Unabhängigkeit. Angesichts ihrer 
zunehmenden Krise sehen sich die großen imperialistischen Mächte 
gezwungen, sich die Kontrolle über strategische Rohstoffquellen und 
Märkte zu sichern. Ehemalige Kolonien, die eine gewisse politische 
Unabhängigkeit erlangt hatten, müssen erneut unterworfen werden. 
Mit seinem brutalen Überfall auf den Irak lässt der Imperialismus die 
Absicht erkennen, seine unbeschränkte Herrschaft über die zurückge-
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bliebenen Länder aus der Zeit vor dem Zweiten Weltkrieg wiederher-
zustellen.1

Diese historisch fundierte Analyse bildete den wesentlichen Rahmen für 
das Verständnis nicht nur des Golfkriegs 1990 – 1991, sondern auch der 
später in jenem Jahrzehnt begonnenen Kriege sowie des »Kriegs gegen 
den Terror« im Anschluss an die Anschläge vom 11. September 2001.

Vor kurzem vermerkte die »New York Times« auf der Titelseite ein 
wichtiges Datum für Präsident Obama: »Er führt jetzt schon länger Krieg 
als Bush und jeder andere US-Präsident.« Da ihm noch einige Monate im 
Weißen Haus bleiben, dürfte ihm auch ein weiterer Rekord nicht mehr zu 
nehmen sein, so die »Times«:

Kämpfen die USA noch bis zum Ende von Obamas Amtszeit in Af-
ghanistan, im Irak und in Syrien, was nach der angekündigten Aufsto-
ckung der Spezialeinheiten in Syrien um weitere 250 Soldaten so gut 
wie sicher ist, dann geht er tatsächlich als bislang einziger Präsident in 
die Geschichte der USA ein, der zwei volle Amtszeiten hindurch an 
der Spitze einer kriegführenden Nation stand.2

Auf dem Weg zu diesem Rekord hat Obama todbringende Militäreinsätze 
in insgesamt sieben Ländern angeordnet: im Irak, in Afghanistan, Syrien, 
Libyen, Pakistan, Somalia und im Jemen. Die Liste wird immer länger, da 
die USA zurzeit ihre militärischen Operationen in Afrika ausweiten. Um 
den Aufstand der Boko Haram niederzuschlagen, werden die US-Truppen 
in Nigeria, Kamerun, Niger und im Tschad aufgestockt.

Ohne jeden Anflug von Ironie erinnert der Verfasser des »Times«-
Artikels, Mark Landler, an die Verleihung des Friedensnobelpreises an 
Obama im Jahr 2009. Der Präsident habe »versucht, die Versprechen zu 
erfüllen, die er damals als Antikriegskandidat gab …« Obama habe »seit 

1 Siehe »August 1990. Am Vorabend des Ersten Irakkriegs der USA« in diesem Buch, 
S. 60.

2 Mark Landler, »For Obama, an Unexpected Legacy of Two Full Terms at War«, in: 
New York Times, 14. Mai 2016.
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seinem ersten Jahr im Weißen Haus gegen diese unerbittliche Realität (des 
Kriegs) angekämpft«.

Landler lässt seine Leser wissen, dass Obama »einen Spaziergang durch 
die Gräberreihen des Nationalfriedhofs Arlington machte, bevor er 30 000 
zusätzliche Soldaten nach Afghanistan schickte«. Und er erinnert an die 
Rede, mit der Obama bei der Entgegennahme des Friedensnobelpreises in 
verzagtem Ton klagte, die Menschheit müsse »diese beiden unvereinbaren 
Wahrheiten miteinander in Einklang bringen – dass Krieg manchmal nötig 
ist und auf einer gewissen Ebene Ausdruck menschlicher Torheit«.

Unter seiner Präsidentschaft triumphierte eindeutig die Torheit. Doch 
Landlers Held kann nichts dafür. Für Obama war es »irrsinnig schwierig«, 
seine Kriege »zu Ende zu bringen«.

Das Bild, das die »Times« von Obama zeichnet, ist nicht nur zutiefst 
verlogen, es fehlt ihm auch das wesentliche Element einer echten Tragödie: 
die Erkenntnis der objektiven Kräfte, die das Handeln des Präsidenten be-
stimmen und sich doch seiner Kontrolle entziehen. Wenn Mister Landler 
seine Leser zu Tränen des Mitleids für diesen friedliebenden Mann rühren 
möchte, der sich nach seinem Amtsantritt auf Drohnenmorde spezialisierte 
und zum moralischen Ungeheuer mutierte, dann hätte er aufzeigen müssen, 
welche historischen Umstände Obamas »tragisches« Schicksal besiegelten.

Doch dieser Herausforderung weicht die »Times« aus. Sie stellt kei-
nen Zusammenhang zwischen Obamas Kriegsrekord und dem Gesamt-
verlauf der amerikanischen Außenpolitik in den letzten 25 Jahren her. 
Schon bevor Obama 2009 sein Amt antrat, hatten sich die USA seit dem 
Ersten Irakkrieg 1990 – 1991 fast ununterbrochen im Krieg befunden.

Den Vorwand für den Ersten Irakkrieg lieferte die Annektierung Ku-
waits durch den Irak im August 1990. Doch hinter der gewaltsamen Re-
aktion der USA auf Saddam Husseins Konflikt mit dem Emir von Kuwait 
standen gewichtigere globale Faktoren und Erwägungen. Der historische 
Hintergrund der US-Militäraktion war die kurz bevorstehende Auflösung 
der Sowjetunion, die im Dezember 1991 vollzogen wurde. Der erste Prä-
sident Bush verkündete den Anbruch einer »Neuen Weltordnung«3. Mit 

3 George Bush, »Address Before a Joint Session of the Congress on the State of the 
Union«, in: The American Presidency Project, 29. Januar 1991, https://www.presidency.
ucsb.edu/node/265956.

https://www.presidency.ucsb.edu/node/265956
https://www.presidency.ucsb.edu/node/265956
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dieser Wortwahl brachte Bush zum Ausdruck, dass die Vereinigten Staaten 
nun die Welt im Interesse der amerikanischen herrschenden Klasse nach 
Belieben umstrukturieren konnten, ohne die sowjetische Militärmacht 
oder das Gespenst der sozialistischen Revolution fürchten zu müssen. Für 
die Strategen des amerikanischen Imperialismus bedeutete die Auflösung 
der UdSSR, die Francis Fukuyama als »Ende der Geschichte« feierte, das 
Ende der militärischen Zurückhaltung.

Es ist eine Ironie der Geschichte, dass die Herausbildung der USA als 
imperialistische Macht inmitten der Katastrophe des Ersten Weltkriegs 
mit dem Ausbruch der Russischen Revolution von 1917 zusammenfiel, 
die unter der Führung der Bolschewistischen Partei den ersten Arbeiter-
staat der Geschichte hervorbrachte. Am 3. April 1917 verkündete Präsident 
Woodrow Wilson dem US-Kongress seine Kriegsbotschaft und führte die 
USA in den ersten globalen imperialistischen Krieg. Zwei Wochen später 
kehrte W. I. Lenin nach Russland zurück und änderte in den Anfangswir-
ren der Revolution den Kurs der Bolschewistischen Partei auf den Sturz 
der bürgerlichen Provisorischen Regierung.

Für Lenin und seinen wichtigsten politischen Verbündeten, Leo Trotz-
ki, war der Kampf für den Sozialismus untrennbar mit dem Kampf gegen 
Krieg verbunden. Der Historiker R. Craig Nation erklärte dazu:

Für Lenin bestand kein Zweifel daran, dass die Revolution aus der Kri-
se des Imperialismus hervorgegangen war, und dass die mit ihr verbun-
denen Probleme nur auf internationaler Ebene gelöst werden konnten. 
Der Kampf für die Hegemonie des Proletariats in Russland, der Kampf 
gegen den Krieg und der internationale Kampf gegen den Imperialis-
mus waren nun ein und dasselbe.4

Just als sich die USA zum Schiedsrichter über das Schicksal der Welt auf-
schwingen wollten, trat ihnen in Form der bolschewistischen Revolution 
ein Gegner entgegen, der nicht nur die Autorität des amerikanischen Im-
perialismus, sondern auch die wirtschaftliche, politische und nicht zuletzt 
moralische Legitimität der gesamten kapitalistischen Weltordnung in 

4 R. Craig Nation, War on War. Lenin, the Zimmerwald Left, and the Origins of Commu-
nist Internationalism, Durham und London 1989, S. 173.
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Frage stellte. »Die Worte und Taten der Bolschewiki«, so der Historiker 
Melvyn P. Leffler, »riefen in Washington Furcht, Abscheu und Verunsi-
cherung hervor.«5

Ein weiterer kluger Historiker der US-Außenpolitik erklärte:

Die bolschewistische Revolution bereitete den Führern Amerikas zu-
meist deshalb so tiefen Verdruss, weil ihnen die, um mit Präsident Wil-
son zu sprechen, »allgemeine aufrührerische Stimmung« gegen die 
bestehende Ordnung und die zunehmende Intensität dieses Unmuts 
großes Unbehagen bereitete. In ihrer Vorstellungswelt wurde die bol-
schewistische Revolution zum Symbol aller Revolutionen, zu denen 
diese Unzufriedenheit führte. In dieser Einsicht liegt womöglich der 
Schlüssel zur Tragödie der amerikanischen Diplomatie.6

Im verzweifelten Bemühen, die neue revolutionäre Regierung zu vernich-
ten, entsandte Wilson 1918 ein Expeditionskorps nach Russland, das die 
konterrevolutionären Kräfte im dortigen blutigen Bürgerkrieg unterstüt-
zen sollte. Diese Intervention scheiterte kläglich.

Erst 1933 gewährten die USA der Sowjetunion die uneingeschränkte 
diplomatische Anerkennung. Diese Annäherung wurde zum Teil dadurch 
erleichtert, dass die Sowjetunion, mittlerweile der bürokratischen Dikta-
tur Stalins unterworfen, sich von dem revolutionären Internationalismus 
lossagte, der die Bolschewiki 1917 beseelt hatte. Im Namen der »kollek-
tiven Sicherheit« ließ der Kreml die Perspektive der Weltrevolution zu-
gunsten von Bündnissen mit imperialistischen Staaten fallen. Als es Stalin 
nicht gelang, ein Bündnis mit Großbritannien und Frankreich zu schlie-
ßen, unterzeichnete er im August 1939 den berüchtigten Nichtangriffspakt 
mit Hitler. Nach Hitlers Einmarsch in die Sowjetunion im Juni 1941 und 
dem Eintritt der USA in den Zweiten Weltkrieg im Dezember 1941 sah 
sich Präsident Franklin Delano Roosevelt im Interesse des Kampfs gegen 
Nazideutschland und das japanische Kaiserreich zu einem Militärbünd-

5 Melvyn P. Leffler, The Specter of Communism. The United States and the Origins of the 
Cold War, 1917 – 1953, New York 1994, S. 6.

6 William Appleman Williams, The Tragedy of American Diplomacy, New York und Lon-
don 1972, S. 105 – 106.
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nis mit der Sowjetunion gezwungen. Doch kaum waren Deutschland und 
Japan besiegt, verschlechterten sich die Beziehungen zwischen den USA 
und der Sowjetunion rapide. Die Truman-Regierung, die der Ausdehnung 
des sowjetischen Einflusses nach Osteuropa und dem Wachstum der kom-
munistischen Parteien in Westeuropa entgegentreten wollte, legte 1948 
den Marshallplan auf und löste den Kalten Krieg aus.

Das Kreml-Regime betrieb auf der Grundlage des stalinistischen Pro-
gramms des »Sozialismus in einem Land« eine nationalistische Politik 
und übte Verrat an der Arbeiterklasse und an antiimperialistischen Kämp-
fen auf der ganzen Welt. Doch die bloße Existenz eines Staates, der aus ei-
ner sozialistischen Revolution hervorgegangen war, bewirkte auf der gan-
zen Welt eine politische Radikalisierung. William Appleman Williams 
lag sicherlich richtig mit seiner Einschätzung, dass »die Führer Amerikas 
viele Jahre lang vor der impliziten und indirekten Gefahr einer Revolution 
mehr Angst hatten als vor der tatsächlichen Macht der Sowjetunion«.7

In den Jahren nach dem Zweiten Weltkrieg war es den USA nicht mög-
lich, über die Existenz der Sowjetunion hinwegzugehen. In dem Maße, 
wie die Sowjetunion und die 1949 gegründete Volksrepublik China den 
antiimperialistischen Bewegungen in der »Dritten Welt« ein begrenztes 
Maß an politischer und materieller Unterstützung zukommen ließen, hin-
derten sie die herrschende Klasse der USA daran, ihre Interessen nach Be-
lieben zu verfolgen. Diese ihr auferlegten Schranken äußerten sich, um nur 
die herausragendsten Beispiele zu nennen, in den Niederlagen der USA 
in Korea und Vietnam, der Kompromisslösung für die Kubakrise und der 
Hinnahme der sowjetischen Vormachtstellung auf dem Baltikum und in 
Osteuropa.

Das Bestehen der Sowjetunion und der antikapitalistischen Staats-
macht in China beraubte die USA des ungehinderten Zugangs zu einem 
Großteil der Welt, insbesondere zur eurasischen Landmasse, und hinderte 
sie an der Ausbeutung der dortigen Arbeitskräfte, Rohstoffe und poten-
ziellen Märkte. Mehr als ihnen lieb war, waren die USA daher gezwungen, 
mit ihren wichtigsten Verbündeten in Europa und Asien und auch mit 
kleineren Ländern, die taktische Vorteile aus dem Kalten Krieg zwischen 

7 Ebd., S. 105.
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den USA und der Sowjetunion schlugen, über Fragen der Wirtschaft und 
Strategie zu verhandeln.

Die Auflösung der Sowjetunion im Dezember 1991 und die zeitgleiche 
Restauration des Kapitalismus in China im Anschluss an das Massaker auf 
dem Tiananmen im Juni 1989 wurden von der amerikanischen herrschen-
den Klasse als Chance begriffen, die Kompromisse der Nachkriegszeit auf-
zukündigen und die globale Geopolitik neu zu ordnen, um den USA zur 
Hegemonie zu verhelfen.

Die großspurige Reaktion Amerikas auf das Auseinanderbrechen der 
Sowjetunion war von einem gerüttelt Maß Selbsttäuschung geprägt. Hin-
ter der Prahlerei mit dem Sieg im Kalten Krieg stand mehr Mythos als 
Realität. In Wirklichkeit war das gesamte außenpolitische Establishment 
in Washington von der plötzlichen Auflösung der Sowjetunion über-
rascht worden. Noch im Februar 1987 hatte der hochkarätige Thinktank 
»Council on Foreign Relations« eine Einschätzung der amerikanisch-so-
wjetischen Beziehungen veröffentlicht, die aus der Feder zweier renom-
mierter Sowjetologen, Strobe Talbott und Michael Mandelbaum, stamm-
te. Die beiden Experten schlossen ihre Analyse der Diskussion zwischen 
Reagan und Gorbatschow bei Zusammenkünften in Genf und Reykjavik 
1986 mit dem Fazit:

Egal, wie Gorbatschow die Perestroika in der Praxis definiert und wie 
er die offizielle Definition von Sicherheit modifiziert, die Sowjet-
union wird dem Druck nach Veränderung standhalten, komme er von 
außen oder von innen, von oben oder von unten. Daher ist zu erwar-
ten, dass die Grundlagen der sowjetisch-amerikanischen Beziehungen 
im Wesentlichen bestehen bleiben. Dies wiederum bedeutet, dass das 
sowjetisch-amerikanische Gipfelritual auf lange Sicht Bestand haben 
wird …8

Die von Talbott und Mandelbaum prognostizierte »lange Sicht« er-
streckte sich nicht nur auf die Regierungszeit von »Gorbatschows Nach-
folger«, sondern auch auf die des »Nachfolgers seines Nachfolgers«. 

8 Michael Mandelbaum und Strobe Talbott, Reagan and Gorbachev, New York 1987, 
S. 189.
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Wesentliche Änderungen in den Beziehungen zwischen den USA und 
der Sowjetunion waren nicht zu erwarten. Die beiden Propheten der US-
Außen politik schlossen mit den Worten:

Wer immer sie sein werden und welche Veränderungen auch eintreten 
mögen, die amerikanischen und sowjetischen Führer des nächsten 
Jahrhunderts werden mit demselben großen Problem ringen – mit 
ihrer Rivalität so umzugehen, dass eine nukleare Katastrophe verhin-
dert wird –, an dem sich in der zweiten Hälfte der 1980er Jahre schon 
Ronald Reagan und Michail Gorbatschow abarbeiteten.9

Im Gegensatz zur Blindheit der Experten aus Washington erkannte das 
Internationale Komitee, dass die Krise des Stalinismus mit der Gorbat-
schow-Regierung einen Höhepunkt erreicht hatte. »Die Krise um Gor-
batschow«, so das IKVI in einer Erklärung vom 23. März 1987, »bricht 
zu einem Zeitpunkt auf, zu dem alle Teile des Weltstalinismus mit wirt-
schaftlichen Problemen und Massenunruhen konfrontiert sind. In jedem 
Fall – von Beijing bis Belgrad – besteht die Reaktion der stalinistischen 
Bürokraten in einer immer offeneren Hinwendung zu einer Politik der ka-
pitalistischen Restauration.«10

Unter dem Einfluss des Narrativs vom Sieg im Kalten Krieg machte 
sich in der herrschenden Klasse eine verheerende Überschätzung der 
Macht und Wirkungsfähigkeit des amerikanischen Kapitalismus breit. In 
ihrem Hegemoniestreben gingen sie davon aus, dass die USA in der Lage 
wären, die zentrifugalen Kräfte in Wirtschaft und Politik zu bändigen, die 
der globale Kapitalismus freisetzte. Ein so gigantisches Unterfangen hätte 
die USA selbst auf dem Gipfel ihrer Macht überfordert. Doch unter dem 
Eindruck der Euphorie, die das Ende der Sowjetunion hervorrief, ver-
schloss die herrschende Klasse bewusst die Augen vor der tiefen und an-
haltenden Krise der amerikanischen Gesellschaft. Ein objektiver Beobach-
ter hätte sich angesichts der Situation in den USA und der Sowjetunion 

9 Ebd., S. 190.
10 Erklärung des Internationalen Komitees der Vierten Internationale, »Was geht in der 

Sowjetunion vor sich? Gorbatschow und die Krise des Stalinismus«, in: Vierte Interna-
tionale, Jg. 14, Nr. 2, Essen 1987, S. 46.
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zwischen 1960 und 1990 durchaus fragen können, welche Staatsform in 
der größeren Krise steckte. In den drei Jahrzehnten vor der Auflösung der 
Sowjetunion wiesen die USA ein hohes Maß an politischer, gesellschaft-
licher und wirtschaftlicher Instabilität auf.

Man betrachte nur das Schicksal der Präsidentschaften in diesem Zeit-
raum: 1) Die Kennedy-Regierung fand im November 1963 ein tragisches 
Ende, als der Präsident inmitten zunehmender gesellschaftlicher Spannun-
gen und internationaler Krisen ermordet wurde; 2) Lyndon B. Johnson, 
Kennedys Nachfolger, konnte 1968 wegen Unruhen in den Städten und 
Massenopposition gegen den US-Einmarsch in Vietnam nicht zur Wie-
derwahl antreten; 3) Richard Nixon musste im August 1974 zurücktreten, 
nachdem der Rechtsausschuss des Repräsentantenhauses ihn verfassungs-
widriger Straftaten für schuldig befunden und seine Amtsenthebung be-
fürwortet hatte; 4) Gerald Ford, der Nixon ablöste, verlor die Wahl im 
November 1976 vor dem Hintergrund allgemeiner Abscheu gegenüber 
Nixons Verbrechen und dem Debakel der US-Armee in Vietnam; 5) Jim-
my Carters einmalige Amtszeit wurde beherrscht von einer Inflationskrise, 
in deren Folge die Notenbank den Leitzinssatz auf 20 Prozent erhöhte, 
einem erbitterten dreimonatigen Streik der Bergarbeiter und den Nach-
wehen der iranischen Revolution, und 6) die Amtsjahre Ronald Reagans 
waren ungeachtet des Frohlockens über das »Wiedererwachen Amerikas« 
von Rezession, starken sozialen Spannungen und einer Serie außenpoliti-
scher Katastrophen im Nahen Osten und Mittelamerika geprägt. Als ein 
illegales Programm zur Finanzierung paramilitärischer Operationen in 
Nicaragua aufflog (die Iran-Contra-Krise), drohte Reagan ein Amtsent-
hebungsverfahren. Gerettet wurde seine Regierung von der Führung der 
Demokratischen Partei, die sich nicht dazu durchringen wollte, für die 
Absetzung eines politisch geschwächten Präsidenten zu sorgen, der bereits 
Anzeichen von Demenz erkennen ließ.

Der einzige Faktor, der sich wie ein roter Faden durch alle Regierun-
gen von Kennedy bis Reagan zog, war der Niedergang der USA in der 
Weltwirtschaft. Die unangefochtene Vormachtstellung der Finanzinstitute 
und der Industrie Amerikas zum Ende des Zweiten Weltkriegs hatte das 
wirtschaftliche Rückgrat des Bretton-Woods-Systems gebildet, auf dessen 
Grundlage der Kapitalismus nach dem Zweiten Weltkrieg wieder wachsen 
und sich stabilisieren konnte. Doch schon Ende der 1950er Jahre geriet das 


